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te r  dagegen aus dem  W irtschaftsprozeß berechtigt a ungegliederte P roduk­
tionsm ittel an, so liegt § 167 nicht vor. Bei einer vorsätzlichen Tat kann 
jedoch in diesem Fall strafrechtliche V erantw ortlichkeit nach § 163 begrün­
det sein.

3. Als objektives K riterium  der S trafbarkeit fahrlässigen V erhaltens 
m uß die Verletzung beruflicher Pflichten im  Sinne des § 9 vorliegen.

Es m uß sich dabei um  Pflichten handeln, die dem  V erantw ortlichen zum 
Z eitpunkt der Tat k raft seiner beruflichen S tellung zur V erm eidung schäd­
licher Folgen oblagen. Das können sowohl norm ierte als nichtnorm ierte 
Berufspflichten sein. Der Begriff um faßt daher sowohl konkrete Pflichten, 
die in  V erträgen, Arbeitsvorschriften, Betriebsordnungen, A rbeitsaufträ­
gen, Bedienungsanweisungen u. a. spezifiziert sind, als auch übertragene 
Aufgaben, die durch das A rbeitsrechtsverhältnis auch Pflichten sind. Im 
Interesse des Schutzes und der Sicherung des sozialistischen Eigentums 
und Vermögens sind Bestandteil dieses Begriffes auch die sich aus der 
B erufserfahrung ergebenden Pflichten, d. h. die aus der praktischen 
Tätigkeit im  gegebenen Beruf empirisch erw orbenen K enntnisse, Fähigkei­
ten und Fertigkeiten, die in einer konkreten Situation zur Vermeidung 
schädlicher Folgen oder G efahren dem  jew eils V erantw ortlichen als Ver­
pflichtung obliegen. Diese Pflichtverletzungen sind strafrechtlich bedeut­
sam, w enn bei ih rer E rfüllung durch den T äter der eingetretene Schaden 
verm ieden w orden w äre und zwischen der Pflichtverletzung und den ein­
getretenen Folgen Kausalzusammenhang besteht.

Berufliche Pflichten sind h ier nicht identisch m it einer besonderen Be­
rufs- oder Funktionsausübung, so daß nicht n u r L eiter von Produktions­
bereichen, w ie Brigadiere, M eister oder Ingenieure, sondern auch die M it­
glieder -einzelner A rbeitsgruppen T äter sein können.

Beim vorsätzlichen unbefugten Um gang m it P roduktionsm itteln  und 
anderen Sachen kann sowohl ein A ußenstehender als auch ein Betriebs­
angehöriger T äter sein.

4. Die Feststellung der Schuld erfordert, das subjektive V erhältnis des 
Täters zu seinen Pflichten, zur Begehungsweise und zu den Folgen

zu untersuchen und zu beurteilen.
F ü r den Nachweis der strafrechtlichen V erantw ortlichkeit w ird vor­

sätzliche Pflichtverletzung gefordert. Diese ist auf der G rundlage des § 6 
zu prüfen. Es handelt sich bei der Prüfung der vorsätzlichen Pflichtver­
letzung n u r um  eine Seite bzw. um  ein M erkm al des Tatbestandes, dessen 
w eitere subjektiven Anforderungen die Schuldform der Fahrlässigkeit 
enthalten. Diese Bestim m ung beschränkt die strafrechtliche V erantw ort­
lichkeit un ter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revolu­
tion und der ständigen Vervollkom m nung des ökonomischen Systems auf 
grobe Verletzungen beruflicher Pflichten m it bedeutenden w irtschaft­
lichen Folgen. Der durch die Rechtsprechung des Obersten Gerichts en t­
wickelte G rundsatz „Erste V oraussetzung der strafrechtlichen V erant­
w ortlichkeit wegen eines fahrlässig begangenen Erfolgsdelikts ist das


